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Gesundheitsstrategie 
 Baden-Württemberg
Der Schwerpunkt der Strategie liegt auf Prävention und Gesundheits-
förderung. Sozialministerin Katrin Altpeter will Gesundheit gemein-
sam mit den Bürgerinnen und Bürgern gestalten. Der Verband (vdek) 
und die Ersatzkassen sind aktive Partner.
Text: Frank Winkler

Das 3. Statussymposium im SpOrt 
Stuttgart in Bad Cannstatt, un-
weit des Stadions des VfB Stutt-
gart gelegen, befasste sich am 

31. Oktober 2012 mit dem Thema „Gesund-
heitsstrategie im Dialog“. Über 300 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer verfolgten 
die Veranstaltung.

Seit der Auftaktveranstaltung im 
Juli 2009 sind die Akteure im Gesund-
heitswesen bei der Umsetzung der Ge-
sundheitsstrategie Baden-Württemberg 
– Gesundheit in allen Lebensbereichen – 
wesentliche Schritte vorangekommen. Ei-
nen wichtigen Beitrag dazu leisten Kom-
munale Gesundheitskonferenzen, die 
mittlerweile in drei Viertel aller Stadt- 
und Landkreise eingerichtet wurden. Die 
Ersatzkassen sind hierbei eingebunden. 
„Mit den Gesundheitskonferenzen auf 
kommunaler Ebene ist es uns gelungen, 
die Gesundheitsstrategie auf eine breite 
gesellschaftliche Basis zu stellen und sie 
erfolgreich im Land zu verankern“, sagte 
Sozialministerin Katrin Altpeter zur Um-
setzung der Gesundheitsstrategie.

Fit für die Zukunft

Ziel der Gesundheitsstrategie ist es, das 
baden-württembergische Gesundheits-
system gemeinsam mit allen daran Be-
teiligten – z. B. den Leistungserbringern, 
den Krankenkassen, dem Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst, aber auch den Bürgerin-
nen und Bürgern – zukunftsfähig zu ma-
chen. Ein thematischer Schwerpunkt der 
Gesundheitsstrategie liegt neben Behand-
lung, Rehabilitation und Pflege auf Prä-
vention und Gesundheitsförderung. Ange-
sichts des demographischen Wandels, der 
steigenden Lebenserwartung und der Zu-
nahme chronischer Erkrankungen nimmt 
die Bedeutung von Gesundheitsförderung 
und Prävention zu. Sie sind der Schlüssel 
zur Lösung der medizinischen und ökono-
mischen Herausforderungen, die der ge-
sellschaftliche Wandel mit sich bringt.

Mit der Umsetzung der Gesundheits-
strategie einher geht die Weiterentwick-
lung von bestehenden Strukturen und 
Gremien im Gesundheitsbereich. Bereits 
heute zeigen Patientinnen und Patienten 
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Seit Juli 2012 ist Ulrike Elsner Vor-
standsvorsitzende des Verbandes 
der Ersatzkassen e. V. (vdek). Sie 
folgt auf Thomas Ballast, der seit 
Juli 2012 im Vorstand der Techniker 
Krankenkasse ist. 
Am 3. September 2012 besuchte sie 
in ihrer neuen Funktion als  erste 
Landesvertretung Baden-Würt-
temberg. Damit unterstrich sie die 
 außerordentlichen gesundheitspo-
litischen Aktivitäten im Land.  Unser 
Foto zeigt Vorstandschefin  Ulrike 
Elsner inmitten (von li. nach re.) 
von Andreas Vogt/Techniker Kran-
kenkasse, Siegfried Euerle/DAK-
Gesundheit, Walter Scheller/Ver-
band der Ersatzkassen und Harald 
 Müller/BARMER GEK in der Stutt-
garter vdek-Landesvertretung Ba-
den-Württemberg.
Zuvor hatte sich die Vorstands-
chefin bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Landesvertretung 
vorgestellt und ausführlich ihre ge-
sundheitspolitischen Vorstellungen 
dargestellt. (fw)
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Antrittsbesuch
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ULRIKE ELSNER  in der vdek-Landesvertretung.
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Gesundheitskonferenzen in allen Stadt- 
und Landkreisen in unserem Land“.

Nachhaltig finanzieren

An der erfreulichen Entwicklung der Kom-
munalen Gesundheitskonferenzen haben 
das Land Baden-Württemberg und die be-
teiligten Akteure im Gesundheitswesen 
maßgeblichen Anteil: Durch die Gesund-
heitsstrategie wurde ein Ziel führender 
Rahmen, durch die Anschubfinanzierung 
ein überaus wichtiger Anreiz gesetzt. Al-
lerdings bedarf es zusätzlicher Unterstüt-
zung durch das Land, um den Prozess der 
Kommunalen Gesundheitskonferenzen 
nachhaltig zu vertiefen. Drei Kernerwar-
tungen sind es, die die B 52-Verbändeko-
operation Baden-Württemberg und der 
Landkreistag an das Land richten. Erstens 
muss sich das Land in substanzieller und 
nachhaltiger Weise an der Grundfinan-
zierung der Kommunalen Gesundheits-
konferenzen beteiligen. Als erster Schritt 
erscheint zumindest eine Verstetigung 
der Anschubfinanzierung als unabding-
bar. Zweitens muss die Arbeit der Kom-
munalen Gesundheitskonferenzen evalu-
iert werden. 

Drittens muss rasch und belastbar ge-
klärt werden, welche Funktionen die Kom-
munalen Gesundheitskonferenzen im 
baden-württembergischen Gesundheits-
system im Einzelnen wahrnehmen sollen. 

Insgesamt befinden sich die Kommu-
nalen Gesundheitskonferenzen auf einem 
guten Weg. Ob sie aber auch ans Ziel ge-
langen, hängt nicht zuletzt davon ab, wie 
das Land und das Sozialministerium die 
Kommunalen Gesundheitskonferenzen 
weiter unterstützend begleiten. 

großes Interesse an Information, Beratung 
und Mitgestaltung. Die Landesregierung 
will dieses Interesse in verschiedenen 
Formen eines strukturierten Gesund-
heitsdialogs aufgreifen. Die Ergebnisse 
der Diskussionsprozesse sollen in die Wei-
terentwicklung der medizinischen, thera-
peutischen und pflegerischen Versorgung 
einschließlich der Versorgungsstrukturen 
sowie der Prävention einfließen.

Kommunale Gesundheitskonferenzen

Ein Beispiel für den Erfolg dieses Ansatzes 
sehen die Beteiligten in den Kommunalen 
Gesundheitskonferenzen. Ziel der Gesund-
heitskonferenzen ist eine bessere Vernet-
zung der Gesundheitsakteure in einer Re-
gion und die Entwicklung kommunaler 
Gesundheitsförderpläne auf kommunaler 
Ebene. Die Ministerin zeigte sich erfreut, 
dass mittlerweile mehr als drei Viertel al-
ler Stadt- und Landkreise in Baden-Würt-
temberg das Thema Gesundheit aufgegrif-
fen und regionale Diskussionsplattformen 
zu Fragen der Gesundheitsvorsorge oder 
der medizinischen Versorgung eingerich-
tet haben. „Gerade bei der Gesundheits-

förderung und der Gesundheitsvorsorge 
kommt den Stadt- und Landkreisen und 
den Städten und Gemeinden eine zentrale 
Bedeutung zu. Und die Gesundheitskonfe-
renzen haben viele Gestaltungsmöglich-
keiten, wenn es darum geht, die gesund-
heitliche Versorgung vor Ort möglichst 
effizient, bürgernah und nachhaltig aus-
zurichten.“

Umso mehr hofft Ministerin Altpe-
ter darauf, dass es in naher Zukunft ge-
lingt, den Dialog mit den Bürgerinnen und 
Bürgern und den anderen Akteuren im 
Gesundheitsbereich in allen Stadt- und 
Landkreisen in Baden-Württemberg zu 
ermöglichen. „Mein Ziel sind Kommunale 
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BARMER GEK, Techniker Kranken-
kasse, DAK-Gesundheit, KKH-Allianz, 
HEK – Hanseatische Krankenkasse 
und hkk setzen alles daran, das Ver-
trauen der Versicherten in die Organ-
spende wieder herzustellen und über 
die Organspende umfassend zu infor-
mieren. Als Konsequenz aus den Ma-
nipulationen bei der Organzuteilung 
in Göttingen und München wird sich 
das baden-württembergische Akti-
onsbündnis Organspende neu aus-
richten. Das haben wir bei unserer 
letzten Sitzung gemeinsam bespro-
chen. Uns steht mit dem Aktions-
bündnis ein bundesweit beispielhaf-
tes Expertengremium zur Verfügung. 
Was wir jetzt brauchen, ist Transpa-
renz bei allen Fragen rund um die 
 Organspende. Die Versicherten sind 
umfassend und behutsam über die 
Organspende zu informieren. Sich 
mit dem eigenen Tod auseinanderzu-
setzen, fällt niemandem leicht, nun 
hat der Transplantationsskandal zu 
einer neuen Verunsicherung geführt. 
Hier sind jedoch alle Beteiligten ge-
fordert, Transparenz zu schaffen und 
durch Aufklärung und umfangrei-
che Offenlegung der Vorgänge rund 
um den Skandal das Vertrauen der 
Versicherten zurückzugewinnen. 
Als Verband werden wir alle mögli-
chen Kommunikationswege nutzen, 
um unsere Versicherten zu informie-
ren. Infos erhalten Sie über unsere 
Homepage www.vdek.com. 

K O M M E N T A R

Vertrauen in die 
 Organspende 
 wieder herstellen

»Gesundheit ist nicht alles 
– aber ohne Gesundheit ist 
alles nichts.«

Arthur Schopenhauer
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von
WALTER SCHELLER 
Leiter der 
vdek-Landesvertretung 
Baden-Württemberg
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Klare Ziele

In der sich anschließenden Podiumsdis-
kussion unter der Moderation des „SWR-
Doktors“ Dr. Thomas Weiss erwiesen sich 
die Beiträge der Diskutanten hinsichtlich 
Anspruch und Wirklichkeit der Kommu-
nalen Gesundheitskonferenzen als kons-
truktiv und sachlich. Den Einstieg machten 
die Landräte Thomas Reumann/Landkreis 
Reutlingen und Landrat Dr. Christoph 
Schnaudigel /Landkreis Karlsruhe.

Die Themen, die von den Kommuna-
len Gesundheitskonferenzen zwischen-
zeitlich gesetzt wurden, sind vielfältig. 
Sie reichen vom gesunden Aufwachsen 
bis zum aktiven Altern, von der Hausärz-
teversorgung im ländlichen Raum bis zur 
Versorgungsstruktur in sozialen Brenn-
punkten. Doch so unterschiedlich die Ak-
zentsetzungen der einzelnen Kommuna-
len Gesundheitskonferenzen auch sein 
mögen – die Grundprämissen sind sehr 
vergleichbar. Im Bereich der Gesund-
heitsförderung und Prävention steht der 
sog. Setting-Ansatz im Vordergrund, also 
die Intervention in konkrete Lebenswel-
ten, wie insbesondere Schule, Betrieb 
oder Kommune.

Für die B 52-Verbändekooperation sprach 
Frank Winkler, stv. Leiter der vdek-Landes-
vertretung Baden-Württemberg. Er erläu-
terte vor rund 300 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern, dass sich verschiedene Kran-
kenkassenarten, nämlich Betriebskran-
kenkassen, die IKK classic, die Knappschaft 
und die Ersatzkassen, zusammengeschlos-
sen hätten, um sich an allen Kommuna-
len Gesundheitskonferenzen in den 44 
Stadt- und Landkreisen zu beteiligen. Da-
mals hatte die B 52-Verbändekooperation 
einen Versichertenanteil von 52 Prozent, 
daher im Übrigen der Name, mittlerwei-
le sind es in Baden-Württemberg fast 60 
Prozent Versichertenanteil. Zielsetzung 
sei eine flächendeckende qualifizierte ge-
sundheitliche Versorgung im Land, indem 
Ressourcen effektiv eingesetzt und Syn-
ergien genutzt werden. Erfolgreiche Bei-
spiele seien u. a. die Pflegestützpunkte im 
Land, DMP oder gemeinsame gesundheits-
politische Veranstaltungen. Worum es bei 
den Kommunalen Gesundheitskonferen-
zen nicht geht, so Frank Winkler weiter, z. 
B. ärztliche Bedarfsplanung zu betreiben; 
dies wird in anderen Gremien auf Bundes- 
und Landesebene entschieden. Es müsse 
an klaren Zielen und Inhalten festgehalten 

werden: Mit der Gesundheitsstrategie Ba-
den-Württemberg wird eine aktive regio-
nale Gesundheitsförderungs- und Präven-
tionspolitik gestaltet und umgesetzt. Ziel 
der Gesundheitsstrategie in Baden-Würt-
temberg ist es, Lebensstil bedingte, chro-
nische Erkrankungen und gesundheitli-
che Einschränkungen effektiver als bisher 
zu vermeiden bzw. ihr Auftreten in eine 
spätere Lebensphase zu verschieben. Die 
Gesundheitsstrategie setzt verstärkt auf 
Maßnahmen der Prävention und Gesund-
heitsförderung, die als gleichwertige Säu-
le des Gesundheitswesens neben Behand-
lung, Rehabilitation und Pflege etabliert 
werden sollen.

„Gesunde Kommune“

Einen gesundheitspolitischen Akzent der 
ganz besonderen Art setzt die B 52-Ver-
bändekooperation Baden-Württemberg 
im Rahmen der Kommunalen Gesund-
heitskonferenzen auf ihren eigens etab-
lierten Förderpreis „Gesunde Kommune“. 
Bei diesem Preis sollen Städte und Ge-
meinden gewürdigt werden, die nachhal-
tig die Gesundheit ihrer Bewohner durch 
Projekte und Maßnahmen fördern und 
nachahmenswerte Strukturen für die Zu-
sammenarbeit im Ort und auf Stadt- und 
Landkreisebene bereits etabliert haben 
oder schaffen werden. Hierauf wies Hugo 
Schüle, Repräsentant der B 52-Verbände-
kooperation Baden-Württemberg hin.

Bei der Bewertung der Projekte wer-
den differenzierte Kriterien zugrunde ge-
legt. Mögliche Ziele oder Projekte könnten 
sein: Diabetes mellitus Typ 2-Risiko senken 
und Folgen reduzieren oder depressive Er-
krankungen und Folgen der Chronifizie-
rung vermindern. Ein weiteres Themenfeld 
könnte die Reduzierung des Konsums lega-
ler Suchtmittel sein oder Projekte, die sich 
mit gesund aufwachsen, gesund und aktiv 
älter werden oder mit der Gesundheit von 
Arbeitslosen beschäftigen. Aber auch Pro-
jekte mit Bürger- und Patientenorientie-
rung können eingebracht werden, zum Bei-
spiel gesundheitliche Kompetenz erhöhen 
und die Patientensouveränität steigern.  

ÜBER DIE KOMMUNALEN GESUNDHEITSKONFERENZEN DISKUTIERTEN (VON LINKS NACH RECHTS):  
Frank Winkler/Verband der Ersatzkassen, SWR-Moderator Dr. Thomas Weiss, Hans Willi Kies/AOK, Landrat 
Thomas Reumann/Landkreis Reutlingen, Landrat Dr. Christoph Schnaudigel/Landkreis Karlsruhe, Hannelore 
Antoni/Sportkreis Heidelberg, Alexander Beck/Kreisärzteschaft Rems-Murr-Kreis.
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